Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr 41. 


(Nr. 6394.) Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend die Anlage einer Eiſenbahn 
von Leinefelde, im Anſchluſſe an die Halle-Nordhauſen-Kaſſeler Eiſenbahn, 
uͤber Muͤhlhauſen und Langenſalza bis zur Landesgrenze und von da nach 

Gotha, durch die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 25. Juli 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


| Nachdem die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſammlung 
ihrer Aktionaire am 19. Februar 1866. beſchloſſen hat, ihr Unternehmen auf 
Grund des anliegenden, unterm heutigen Tage von Uns beſtaͤtigten Vertrages 
vom 12. Januar 1866. auf den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Leine⸗ 
felde, im Anſchluſſe an die Halle-Nordhauſen⸗Kaſſeler Eiſenbahn, ber Muͤhl⸗ 
hauſen und Langenſalza bis zur Landesgrenze und von da nach Gotha aus⸗ 
zudehnen, wollen Wir der gedachten Geſellſchaft hierzu, beziehungsweiſe zum 
Bau und Betriebe dieſer Eiſenbahn bis zur Landesgrenze in Gemaͤßheit des vor⸗ 
erwahnten von Uns beſtaͤtigten Vertrages hierdurch Unſere landesherrliche Kon⸗ 
zeſſion ertheilen, auch den anliegenden, von der Eingangs bezeichneten General⸗ 
05 Verſammlung beſchloſſenen Nachtrag zu dem Statute der Thuͤringiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft hiermit beſtaͤtigen, indem Wir zugleich beſtimmen, daß nach 
näherer Maaßgabe des vorbezeichneten Vertrages die in dem Geſetze über die 
Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften, 
insbeſondere für die Strecke von Leinefelde bis zur Landesgrenze, diejenigen über 
die Expropriationen und uͤber das Recht zur voruͤbergehenden Benutzung fremder 
Grundſtuͤcke, auf das vorgedachte Eiſenbahn-Unternehmen Anwendung finden ſollen. 
Die gegenwärtige Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs-Urkunde iſt nebſt dem 
Nachtrage zu dem Statute und nebſt dem Vertrage vom 12. Januar 1866. 
durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Haupt⸗Quartier Nikolsburg, den 25. Juli 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 


1 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 
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Ausgegeben zu Berlin den 14. Auguſt 1866. 


RT, 


Vertrag 


mit 


der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft über den Bau und Be⸗ 


trieb einer Eiſenbahn von Gotha nach Leinefelde. 


7 


wiſchen der Koͤniglich Preußiſchen Staatsregierung, vertreten durch den 
Geheimen Regierungsrath Kieſchke, fuͤr ſich und Namens der Herzoglich Sachſen⸗ 
Coburg und Gothaiſchen Staatsregierung, einerſeits, und der in Erfurt domizi⸗ 
lirenden Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch deren Direktion, 
andererſeits, iſt heute unter Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung, ſowie 
der ſtatutenmaͤßigen Zuſtimmung der Generalverſammlung und der bei der 
Thuͤringiſchen Eiſenbahn betheiligten Staatsregierungen, folgender Vertrag ver⸗ 
abredet worden. 


64, 

Die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich, den Bau und 
Betrieb einer Eiſenbahn von Station Gotha der Thuͤringiſchen Eiſenbahn uͤber 
Langenſalza und Muͤhlhauſen nach Leinefelde als Anſchlußpunkt an die Halle⸗ 
Kaffeler Eiſenbahn unter den nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen zu uͤbernehmen. 


K 2 


Die Königlich Preußiſche Staatsregierung wird der Thuͤringiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft die Konzeſſion für die genannke Bahn ertheilen, beziehungs⸗ 
weiſe dieſelbe fuͤr die im Herzogthum Gotha belegene Strecke auf Grund des 
mit der Herzoglich Gothaiſchen Regierung unter dem 11. September 1863. 


abgeſchloſſenen Staatsvertrages erwirken. Den Beſtimmungen dieſes Vertrages 


iſt die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft unterworfen. 


9.48. 


Die Beſtimmung des Ausgangspunktes der projektirten Bahn von Gotha 
nach Leinefelde, ſowie die Beſtimmung der Richtungslinie bleibt für die inner⸗ 
halb des Preußiſchen Gebiets belegene Strecke unbedingt und hinſichtlich der 
im Herzogthum Gotha belegenen Strecke nach Maaßgabe des gedachten Staats⸗ 
vertrages (§. 2.) dem Königlich Preußiſchen Miniſterium für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten vorbehalten. Die Genehmigung der ſpeziellen Bau⸗ 
projekte und Anſchlaͤge hat innerhalb des Koͤniglich Preußiſchen ae, 
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das Koͤniglich Preußiſche Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, innerhalb des Herzoglich Gothaiſchen Staatsgebiets das Herzoglich 
Gothaiſche Staatsminiſterium zu ertheilen. 

Die Anſtellung des den Bau leitenden Technikers bedarf der Beſtaͤtigung 
des gedachten Koͤniglichen Miniſteriums. Es bleibt jedoch der Thuͤringiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft unbenommen, dieſe Leitung dem fuͤr das Hauptunternehmen 
angeſtellten Ober Ingenieur zu übertragen. 

Von dem feſtgeſtellten Bauplane darf nur unter Genehmigung der beiden 
Staatsregierungen abgewichen werden. Von Seiten der Koͤniglich Preußiſchen 
Staatsregierung werden der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft alle vorhandenen 
Vorarbeiten, Nivellements, Bauplaͤne und Anſchlaͤge zu der projektirten Bahn 

egen Erſtattung der dafuͤr aus der Staatskaſſe verausgabten Koſten aus dem 
Baufonds überlaffen. In gleicher Weiſe werden die von der Herzoglich Gothai⸗ 
ſchen Regierung und von der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft fuͤr dieſe Bahn 
auf Vorarbeiten bereits verausgabten Koſten auf den Baufonds uͤbernommen. 

Die Bahn ſoll vorlaͤufig nur mit Einem Geleiſe ausgefuͤhrt, das zweite 
Geleis aber auf Koſten des neuen Bahnunternehmens hergeſtellt werden, fo: 
bald die beiden betheiligten Staatsregierungen ſolches fuͤr erforderlich erachten. 

Der Grund und Boden iſt von vornherein fuͤr ein Planum mit Doppel⸗ 
geleiſe zu erwerben, auch ſind die Bruͤcken und Durchlaͤſſe wenigſtens in den 
Fundirungen ſogleich für zwei Geleiſe herzuſtellen. 
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H. 4. 


| Nachdem für die projektirte Bahn die Konzeſſionen (H. 2.) ertheilt fein 
werden, muß mit der Fertigſtellung der Bauplaͤne und Anſchlaͤge ohne Verzug 
vorgeſchritten werden. Nach Vollendung und Genehmigung derſelben (§. 3.) 
ſoll der Bau der Bahn ſofort begonnen und ununterbrochen fortgeſetzt werden. 

Eine zeitweiſe Unterbrechung des Baues ſoll jedoch in dem Falle zu⸗ 
gelaſſen werden, wenn ungewöhnliche Ereigniſſe die Beſchaffung der erforder⸗ 
lichen Geldmittel in außerordentlichem Grade erſchweren. 


H. 5. 


Das Anlagekapital, welches erforderlich iſt zum Bau und zur vollftän- 
digen Ausruͤſtung der Bahn, zur Erweiterung des der Thuͤringiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft gehoͤrigen Anſchlußbahnhofes und deſſen Gebaͤulichkeiten zu Gotha, 
ſoweit ſolche lediglich durch die Einfuͤhrung und den Betrieb der neuen Bahn 
noͤthig werden ſollte, zur Beſchaffung der fuͤr die neue Bahn erforderlichen 
Transportmittel, zur Verzinſung des Anlagekapitals waͤhrend der Bauzeit 
($. 7.), zur Deckung der bei Beſchaffung der Geldmittel etwa entſtehenden 
Verluſte, wird, den bisherigen Ermittelungen entſprechend, auf fuͤnf Millionen 
Einmal hundert Einundſechszig tauſend Thaler angenommen, wovon auf die 
Preußiſche Strecke drei Millionen ſechsmal hundert Einundſechszig tauſend 
neunhundert und achtzig Thaler und auf die Gothaiſche Strecke Eine Million 
vierhundert neunundneunzig tauſend und zwanzig Thaler fallen. a 
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Seh 
Die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft wird daſſelbe durch Ausgabe von 
Stammaktien Litt. B. beſchaffen, welche mit Ausnahme von 500,000 Thalern, 


zu deren Uebernahme zum Parikurſe die Staͤdte Muͤhlhauſen und Langenſalza 


(H. 9.) ſich verpflichtet haben, mit vier vom Hundert jährlich verzinslich find 
und zu deren Zeichnung zum Parikurſe den Beſitzern der bereits vorhandenen 
Stammaktien der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft das Vorzugsrecht ein- 
geraͤumt wird. Die mit dieſen Aktien auszureichenden Dividendenſcheine werden 
mit dem Garantie-Kontrolzeichen des Staates verſehen. 


n H. 6. 

Die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt nicht berechtigt, die nach H. 5. 
zu kreirenden Stammaktien Litt. B. ohne Genehmigung der Staatsregierungen 
(H. 21. des Staatsvertrages vom 11. September 1863.) unter dem Parikurſe 
auszugeben. Wird dieſe Genehmigung verſagt, ſo kann die Fortſetzung des 
Baues (H. 4.) fo lange ſiſtirt werden, bis entweder eine Verſtaͤndigung über 
den Ausgabekurs herbeigefuͤhrt, oder die Ausgabe zum Parikurſe moͤglich wird. 


H. 7. 


Sobald die Baurechnung fuͤr die neue Bahn abgeſchloſſen iſt, wird das 
Kapital, welches ſich 


1) fuͤr den Bau der Bahn nebſt allem Zubehoͤr, 
2) fuͤr Anſchaffung der Transportmittel, 


3) fuͤr die Beſtreitung derjenigen Generalkoſten, welche ſich nicht abge⸗ 

ſondert verrechnen und direkt aus dem Baufonds verausgaben laſſen, 

und welche mit einem Viertel Prozent der Ausgabe zu 1. der Thuͤ⸗ 
ringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu erſtatten ſind, 


4) für die Verzinſung mit vier Prozent der während der Bauzeit, d. h. 
bis zu dem auf die Betriebseroͤffnung der ganzen Bahn von Gotha 


nach Leinefelde folgenden erſten Januar, auf die ſaͤmmtlichen gezeich⸗ 
neten Aktien geleiſteten Einzahlungen, und 


9) zur Deckung etwaiger Kursverluſte, jedoch nicht uͤber den Betrag von 
ſechs Prozent des garantirten Theils des Anlagekapitals, 


als nothwendig ergiebt, unter Mitwirkung eines Kommiſſarius des Koͤniglichen 
Miniſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten definitiv feſtgeſtellt. 

Sollte für die Vollendung der im Herzoglich Sachſen-Gothaiſchen 
Staatsgebiete belegenen Strecke der neuen Bahn ein groͤßeres Kapital als Eine 
Million viermal hundert neunundneunzig taufend und zwanzig Thaler nöthig 
ſein, ſo ſoll dieſer Mehrbetrag in gleicher Art und unter gleichen Bedingungen, 
wie das zunaͤchſt angenommene Garantie⸗Anlagekapital durch weitere Ausgabe 


mit vier Thalern vom Hundert zu verzinſender, von der Herzoglich Saͤchſiſchen 


Staatsregierung garantirter Stammaktien Litt. B. der Thuͤringiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft beſchafft werden. Die Feſtſetzung des Mehrbedarfs erfolgt 0 
i a 
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das Königliche Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten mit 


Vorbehalt der Zuſtimmung der Herzoglich Saͤchſiſchen Staatsregierung und 
der Herzoglich Saͤchſiſchen Landesvertretung. 


H. 8. 


Der Reinertrag der neuen Bahn wird dergeſtalt berechnet, daß von den 
geſammten Jahreseinnahmen derſelben: 


a) die wirklich verausgabten Verwaltungs-, Unterhaltungs- und Trans⸗ 
portkoſten einſchließlich der Koſten für die allgemeine Verwaltung (F. 11.), 


b) der zum Reſerve- und Erneuerungsfonds fließende Betrag nach einem 
von den Geſellſchaftsvorſtaͤnden aufzuſtellenden, der Genehmigung der 
beiden betheiligten Staatsregierungen unterliegenden Regulative abge⸗ 
zogen werden. f f 


Den Inhabern der Prioritaͤts-Obligationen der Thuͤringiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft iſt die neue Bahn ſelbſtverſtaͤndlich nicht verhaftet. 


H. 9. 


1) An dem Reinertrage der neuen Bahn nehmen die Städte Muͤhlhauſen 
und Langenſalza mit dem von ihnen nach H. 5. aufzubringenden Kapi⸗ 
talbetrage von 500,000 Thalern ſtets nur nach Verhaͤltniß dieſer Summe 
zu dem geſammten Anlagekapital Theil. 


2) Sollte der Reinertrag nicht dazu hinreichen, um das geſammte Anlage⸗ 
kapital mit vier Thalern vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſen, ſo ſind 
die Staatsregierungen verpflichtet, fuͤr daſſelbe — die zu 1. gedachten 
500,000 Thaler ausgenommen — bis zur Hoͤhe von 4,661,000 Thaler 
und die Herzoglich Saͤchſiſche Staatsregierung außerdem für den etwa 
erforderlichen Mehrbedarf nach Maaßgabe des H. 7. Alinea 2. den er: 
forderlichen Zuſchuß bis auf Hoͤhe von vier Prozent zu gewaͤhren. 
Dieſelben garantiren demnach, und zwar jede für ihren Antheil ($. 5.), 
fuͤr das Baukapital in ſolcher Hoͤhe unbedingt einen Zinſengenuß von 
vier Thalern jaͤhrlich vom Hundert und ſtellen die zu dieſer Zinszahlung 
erforderlichen Gelder zu dem Faͤlligkeitstermine der Direktion der Thuͤ⸗ 
ringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft auf deren Antrag bei der ‚Königlichen 
Regierungshauptkaſſe zu Erfurt zur Dispoſition. Die Thuͤringiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet fich dagegen, wenn die Staatsregierungen 
uͤberhaupt zur Verzinſung des Baukapitals der neuen Bahn einen 
Zinszuſchuß zu zahlen haben ſollten, von dieſem Zuſchuſſe den achten 
Theil den Staaten aus dem Reinertrage der Thuͤringiſchen Eiſenbahn 
zu erſtatten. 


3) Ueberſteigt dagegen der Reinertrag vier Prozent des geſammten Anlage⸗ 
kapitals, ſo wird der uͤberſchießende Betrag, ſoweit er nicht nach der 
(Nr, 639 l.) Be⸗ 
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Beſtimmung sub 1. auf die 500,000 Rehlr. Aktien der Städte Mühl: 
hauſen und Langenſalza entfällt, dergeſtalt vertheilt, daß zunaͤchſt 


a) aus demſelben die von den Staatsregierungen oder der Geſellſchaft 
etwa zu den Betriebskoſten oder zu den Zinſen des Anlagekapitals 
geleiſteten Zuſchuͤſſe nach Verhaͤltniß der beiderſeits aufgewendeten 
Summen erſtattet werden, 


bp) ſodann den neuen Stammaktien Ein Prozent (das fünfte) gewaͤhrt 
wird, und 

c) der weitere Ueberſchuß uͤber fuͤnf Prozent zu einem Drittheil den 
Staatsregierungen, zu einem Drittheil den Stammaktien des alten 
Unternehmens und zu einem Drittheil den Aktien für das neue 
Unternehmen zufließen ſoll. 


H. 10. 


Die Staatsgarantie ($. 9.) hört auf, nachdem die neue Bahn zehn Jahre 
nacheinander einen Reinertrag ergeben haben wird, welcher zur erforderlichen 
Verzinſung des Anlagekapitals mit vier Prozent ausreicht. Die Gewinn⸗ 
antheilsberechtigung der Staatsregierungen an dem Reinertrage der neuen Bahn 
über fünf Prozent des Anlagekapitals (H. 9.) bleibt jedoch auch nach dem Er⸗ 
loͤſchen der Zinsgarantie beſtehen. 


$. 11. 


i Hinſichtlich der Betriebsrechnung für die neue Bahn wird Folgendes 
eſtimmt. f 

Die Bahn Gotha⸗ Leinefelde partipizirt an ſaͤmmtlichen Betriebsausgaben 
des alten und neuen Unternehmens in folgender Weiſe: 


1) an den Geſammtkoſten fuͤr die allgemeine Verwaltung nach Verhaͤltniß 
der Länge der neuen Bahn zu derjenigen der übrigen Bahnſtrecken ber 
Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft; 

2) die Koſten der Bahnverwaltung tragen die Hauptbahn und die neue 
Bahn je zur Hoͤhe ihrer wirklichen Ausgaben; 


3) die Koſten fuͤr die Transportverwaltung werden nach Verhaͤltniß dern 
durchlaufenen Lokomotivmeilen und Wagenachsmeilen unter die alte 
und neue Bahn vertheilt; 


4) außer den sub 3. zu berechnenden Koſten wird in Betreff der fuͤr die 
Benutzung der Betriebsmittel der alten und neuen Bahn, ſoweit ſolche 
gemeinfchaftlich fein wird, zu berechnenden Verguͤtungen feſtgeſetzt: 


a) ſaͤmmtliche Lokomotiven nebſt Tendern, ſowie ſaͤmmtliche Perſonen⸗ 
und Guͤterwagen der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft koͤnnen 
ohne Ruͤckſicht darauf, fuͤr Rechnung welchen Fonds ſie e 

worden, 


DO ET 


re: 


worden, für alle Theile des Geſammtunternehmens gemeinfchaftlih 
benutzt werden; 1 

b) in dieſem Falle findet fuͤr jedes Betriebsjahr uͤber die darin ſtatt⸗ 
gehabte Benutzung eine Abrechnung ſtatt, welche in der Weiſe er⸗ 
folgt, daß vier Prozent des geſammten Geldbetrages, welcher fuͤr 
die Beſchaffung (nicht auch fuͤr die Erneuerung) der bezuͤglichen 
Betriebsmittel wirklich verausgabt worden, bei den Lokomotiven 
nebſt Tendern nach Verhaͤltniß der Lokomotivmeilen, und bei den 
Perſonen- und Guͤterwagen nach Verhaͤltniß der Wagenachsmeilen, 
auf jeden der beiden Theile des Thuͤringiſchen Bahnunternehmens 
repartirt werden, und daß alsdann, ſoweit die alfo ermittelten 
Quoten für die Thuͤringiſche Eiſenbahn oder für die Gotha⸗Leine⸗ 
felder Bahn mehr oder weniger betragen, als vier Prozent von 
den aus ihren reſpektiven Fonds wirklich verwendeten Beſchaffungs⸗ 
koſten ihrem Betriebe, wenn der Reinertrag zur vollſtaͤndigen Deckung 
der Zinſen des Anlagekapitals zureicht, die ganze Differenz, ſonſt 
aber blos 5 derſelben von dem Betriebsfonds der Hauptbahn 
kreditirt und beziehungsweiſe debitirt werden; 


c) was im Verkehre mit anderen Bahnen an Wagenmiethe aufkommt 
und gezahlt wird, beziehungsweiſe die Differenz zwiſchen dieſer Ein⸗ 
nahme und Ausgabe, wird fuͤr jedes Betriebsjahr auf die Thuͤrin⸗ 
giſche Eiſenbahn und die neue Bahn nach Verhaͤltniß der Wagen⸗ 
achsmeilen verrechnet. 

Sollten auch fuͤr die Benutzung von fremden Lokomotiven und 
Tendern Verguͤtungen in Einnahme oder Ausgabe kommen, ſo 
partizipiren daran beide Theile des Geſammtunternehmens, jedoch 
nach Verhaͤltniß nicht der Wagenachsmeilen, ſondern der Lokomotiv⸗ 
meilen. 


$. 12. 


Die im F. 36. des Geſetzes vom 3. November 1838. bezeichnete Ver⸗ 
pflichtung zur unentgeltlichen Befoͤrderung von Poſtſachen und Poſtwagen be⸗ 
greift zugleich die unentgeltliche Mitbefoͤrderung der begleitenden Poſtkondukteure 
und des expedirenden Perſonals in jenen Wagen in ſich. 

Die ruͤckſichtlich des Poſtdienſtes und ruͤckſichtlich der Anlage und Unter⸗ 
haltung elektromagnetiſcher Telegraphen zwiſchen dem Staate und der Thuͤrin⸗ 
giſchen Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen, auf die Hauptbahn Halle⸗Gerſtungen 
bezuͤglichen Vertrage ſollen auch für die Gotha⸗Leinefelder Bahn, und zwar die 
Poſtvertraͤge fuͤr den in Preußen belegenen Theil dieſer Bahn, die Telegraphen⸗ 


vertraͤge für die ganze Bahn Gültigkeit haben, ſoweit nicht lokale Verhaͤltniſſe 


eine Abaͤnderung bedingen. 

Die Eiſenbahngeſellſchaft iſt verpflichtet, die Anlage eines elektromagnetiſchen 
Staatstelegraphen auf der neuen Bahn unentgeltlich zu geſtatten. Sie uͤber⸗ 
nimmt die Befoͤrderung von Privat⸗ und Staatsdepeſchen mit dem Telegraphen 
dieſer Bahn auf Grund des Reglements vom 1. Januar 1862. und der etwaigen 
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ſpaͤteren Abauͤnderungen und Ergaͤnzungen deſſelben. Sie iſt verpflichtet, die 0 


Depeſchen der beiden betheiligten Staatsregierungen nach denjenigen Telegraphen⸗ 
Stationen, wo keine Stationen der Königlich Preußiſchen Telegraphen errichtet 
ſind, unentgeltlich zu befoͤrdern (Art. 12. des Staatsvertrages vom 11. Septem⸗ 
ber 1863.). 8 5 


H. 13. 


Zur Ausfuͤhrung der Beſtimmung uͤber die Benutzung der Eiſenbahn zu 
militairiſchen Zwecken (Geſetz⸗Samml. für 1843. Seite 373.) iſt die Geſellſchaft 
verpflichtet, ſowohl ſich den Beſtimmungen des Reglements vom 1. Mai 1861., 
betreffend die Organiſation des Transportes groͤßerer Truppenmaſſen auf den 
Eiſenbahnen, desgleichen fuͤr die Befoͤrderung von Truppen, Militaireffekten und 
ſonſtigen Armeebeduͤrfniſſen auf den Staatsbahnen, endlich der Inſtruktion vom 
1. Mai 1861. für den Transport der Truppen und des Armeematerials auf 
den Eiſenbahnen, ſowie den kuͤnftigen Abaͤnderungen und Ergänzungen dieſer 
Reglements und Inſtruktion zu unterwerfen, als auch Militair⸗Perſonen und 
Effekten jeglicher Art nach Maaßgabe des Artikels 13. des Staatsvertrages vom 
11. September 1863. zu ermäßigten Preiſen zu transportiren. 


H. 14. 


Der Tarif und die Fahrplaͤne fuͤr die neue Bahn unterliegen der Ge⸗ 
nehmigung der beiden betheiligten Staatsregierungen (Artikel 7. 8. 21. des 
Staatsvertrages vom 11. September 1863.). : 

Die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt verpflichtet, auf derſelben auf 


Verlangen des Koͤniglich Preußiſchen Miniſteriums fir Handel, Gewerbe und 


oͤffentliche Arbeiten eine vierte Wagenklaſſe einzurichten. 


x 


H. 15. 


Sollte fünf Betriebs-Kalenderjahre hintereinander ein Zuſchuß, oder nach 
Verlauf der fuͤnf erſten vollen Betriebs-Kalenderjahre in einem Jahre der 
geſammte Zuſchuß von 33 Prozent zu den Zinſen der neuen Stammaktien 
Litt. B. der Thuringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft aus der Staatskaſſe geleiſtet 
werden muͤſſen, fo find die Staatsregierungen berechtigt, die Verwaltung und 
den Betrieb der neuen Bahn zu uͤbernehmen. Im Fall der Geltendmachung 
dieſer Befugniß ſind die Staatsregierungen keiner Beſchraͤnkung von Seiten 
der Geſellſchaft unterworfen, jedoch verpflichtet, vollſtaͤndige Rechnung zu legen 
und den aufkommenden Reinertrag reſp. die Zuſchuͤſſe, welche nach H. 9. von 


ihnen zu leiſten find, nach eben den Beſtimmungen, welche für die eigene Abmi⸗ 


niſtration der Geſellſchaft gelten, den Aktionairen Litt. B. zukommen zu laſſen. 
Die Geſellſchaft ſoll die Ruͤckgewaͤhr der Verwaltung und des Betriebes zu 


fordern berechtigt fein, wenn drei Jahre hintereinander ein Zinszuſchuß aus der 
Staatskaſſe nicht weiter erforderlich geweſen iſt. Es verſteht ſich von ſelbſt„ 


daß die Geſellſchaft auch waͤhrend der Staatsadminiſtration der Bahn den 


achten Theil des zu zahlenden Zinszuſchuſſes fort zu entrichten hat, wogegen voen a 


ihr alsdann zu den Betriebskoſten ein Zuſchuß nicht zu leiſten iſt. 1 
H. 10. 
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F. 16. 


Bei Anſtellung des Strecken-Beamtenperſonals im Preußiſchen Staats⸗ 
gebiete, mit Ausnahme des einer techniſchen Vorbildung beduͤrftigen, iſt vor⸗ 
zugsweiſe auf qualifizirte, verſorgungsberechtigte Militairs und zwölf Jahre 
gediente Unteroffiziere, welche das 3öfte Lebensjahr noch nicht zuruͤckgelegt haben, 
Ruͤckſicht zu nehmen. 

Bezuͤglich des Strecken-Beamtenperſonals im Herzogthum Gotha, ſowie 
des uͤbrigen Beamtenperſonals verbleibt es bei den Beſtimmungen des Artikels 16. 
des Staatsvertrages vom 11. September 1863. 


$. 17. | 


Die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft wird in dem nach Abſchluß dieſes 
Vertrages erforderlichen Nachtrage zu ihrem Statute vom 20. Auguſt 1844. 
Beſtimmungen aufnehmen, welche bei den die Angelegenheiten des neuen Unter⸗ 
nehmens betreffenden Verhandlungen: 


1) in der Direktion und in dem Verwaltungsrathe dem von der Koͤniglich 
Preußiſchen Regierung ernannten Staatskommiſſar und bei deſſen Be⸗ 
hinderung dem von der Herzoglich Saͤchſiſchen Regierung ernannten 
Staatskommiſſar den Vorſitz uͤbertragen; 


2) im Verwaltungsrathe dreien von den Staͤdten Muͤhlhauſen, Langen⸗ 
ſalza und Gotha, welche letztere ſich zur Zeichnung von 50,000 Thalern 
Aktien zum Parikurſe verpflichtet hat, zu erwaͤhlenden Mitgliedern, fuͤr 
welche der Nachweis eines Aktienbeſitzes nicht erforderlich iſt, die ſtimmbe⸗ 
rechtigte Theilnahme ſichern. 


$. 18. 


Die nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 30. Mai 1853. an die 
Staatskaſſe zu zahlende Eiſenbahnabgabe iſt von dem Ertrage der ganzen neuen 
Bahnſtrecke, und nicht blos der im Preußiſchen Staatsgebiet belegenen Strecke 
zu entrichten (Artikel 17. des Staatsvertrages vom 11. September 1863.). 


H. 19. 


Im Uebrigen finden die Beſtimmungen der Allerhoͤchſten Konzeſſions⸗ 
und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde vom 20. Auguſt 1844., ſowie die damit beſtaͤtigten 
Statuten der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft und deren landesherrlich ge⸗ 
nehmigten Nachtraͤge, namentlich alle hiernach und nach dem Geſetze vom 
3. November 1838. dem Staate zuſtehenden Rechte und Befugniſſe auf das 
Unternehmen des Baues und des Betriebes der Gotha-Leinefelder Bahn An⸗ 
wendung. Auch ſind, inſoweit nicht durch dieſen Vertrag und durch einen 
landesherrlich genehmigten Statutennachtrag ein Anderes feſtgeſetzt wird, die 
Beſtimmungen der Geſellſchaftsſtatuten fuͤr die Verwaltung des neuen Unter⸗ 
nehmens maaßgebend. Insbeſondere werden auch die Bau⸗ und Betriebs⸗ 
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rechnungen von dem Verwaltungs rathe der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 0 


= 5 geprüft und dechargirt, mit der Maaßgabe jedoch, daß dieſelben der Reviſion 
der Eiſenbahn⸗Aufſichtsbehoͤrde, beziehungsweiſe durch einen Kommiſſar der 
Koͤniglich Preußiſchen Staatsregierung unterliegen. 


H. 20. 


Wenn die bei der Thuͤringiſchen Hauptbahn betheiligten Staatsregierungen 
von dem ihnen nach dem Geſetze vom 3. November 1838. zuſtehenden Rechte 
des Ankaufs Gebrauch machen, ſo ſoll auch dem Koͤniglich Preußiſchen Staat 
und dem Herzoglich Saͤchſiſchen Staat das Recht zuſtehen, gleichzeitig die 
Gotha⸗Leinefelder Bahn für ſich zu erwerben (Artikel 18. des Staatsvertrages 
vom 11. September 1863.). 

Alſo geſchloſſen, genehmigt, ausgefertigt und unterſchrieben. 


Erfurt, den 12. Januar 1866. 


Die Direktion 
der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


Kieſchke, (L. S.) v. Noſtitz. Reinhard. Kraeger. 
Geheimer Regierungsrath. Heermann. Riemann. Hartnack. 
G. Glenck. 
Statuten⸗Nachtrag, 


bezüglich der Gotha-Leinefelder Bahn. 


H. 1. 


Das Unternehmen der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft wird auf den 
Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Gotha, im Anſchluß an die Thuͤringiſche 


Eiſenbahn, uͤber Langenſalza und Muͤhlhauſen bis Leinefelde, im Anſchluß an 


die von der Magdeburg - Cöthen- Halle- Leipziger Eiſenbahngeſellſchaft von Halle 
nach Kaſſel zu bauende Zweigbahn, nach Maaßgabe des zwiſchen der Koͤniglich 
Preußiſchen und der Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Staatsregierung 
einerſeits, und der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch ihre 


edehnt. 
a §. 2. 


Direktion, andererſeits, abgeſchloſſenen Vertrages vom 12. Januar 1866. au 


RE Da Da EEE ET NERERE. 
RE 
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H. 2 
Das zur Ausfuͤhrung des neuen Unternehmens erforderliche Anlagekapital 
wird auf vorlaͤufig 5,161,000 Rthlr., in Worten: fuͤnf Millionen Einhundert 
Einundſechszig tauſend Thaler angenommen. 5 i 


H. 3. 


Die Beſchaffung der 5,161,000 Rthlr. erfolgt durch Ausgabe neuer 
Stammaktien Litt. B. der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, und zwar: 


a) von 46,610 Stuͤck in Apoints von 100 Rthlrn. Nominalwerth unter 
Zinsgarantie der beiden Staaten Preußen und Sachſen⸗Coburg⸗Gotha 
nach Maaßgabe des Vertrages vom 12. Januar 1866.; 


b) von 2500 Stuͤck ungarantirter Aktien in Apoints von 200 Rthlrn., 
von welchen die Stadt Langenſalza 750 Stuͤck, die Stadt Muͤhlhauſen 
1750 Stuͤck al pari zu uͤbernehmen haben. 


H. 4. 


Der etwaige Mehrbedarf fuͤr die Gothaiſche Bahnſtrecke wird gemaͤß 
§. 7. des Vertrages vom 12. Januar 1866. in gleicher Art und unter gleichen 
Bedingungen, wie das zunaͤchſt angenommene garantirte Baukapital, alſo nach 
Maaßgabe des vorſtehenden $. 3. sub a. beſchafft. 

Ein etwaiger Mehrbedarf fuͤr die Preußiſche Strecke wird, nachdem die 
Hoͤhe durch das Preußiſche Handelsminiſterium feſtgeſtellt iſt, durch Ausgabe 
von ungarantirten Stammaktien Litt. B. in Apoints von 1000 Rthlrn. beſchafft. 


% 5. 

Die Zeichnung der neuen Stammaktien erfolgt nach Maaßgabe der Be⸗ 
ſtimmungen des Vertrages vom 12. Januar 1866. Die naͤheren Bedingungen, 
ſowie die Feſtſetzung des Praͤkluſivtermins, bis zu welchem das Recht der 
Zeichnung Seitens der Beſitzer der alten Stammaktien der Thuͤringiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft in Anſpruch genommen ſein muß, und die Foͤrmlichkeiten, unter 
denen dies zu geſchehen hat, beſtimmt die Direktion der Geſellſchaft und erlaͤßt 
die desfallſigen Bekanntmachungen nach Maaßgabe der Beſtimmungen des 
H. 11. des Statuts der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie des H. 4. des 
Statutennachtrags vom Jahre 1856. 


H. 6. 


Bezuͤglich der Einforderung der einzelnen Theilzahlungen, der Verhaftung 
der Zeichner, der Ertheilung der Quittungsbogen und deren Uebertragung an 
Andere, welche letztere ſtempelfrei iſt, der Verzinſung der Einzahlungen, des 
Verfallens eingezahlter Beträge bei Verſaͤumniß der Termine, der fpäteren 
Theilzahlungen u. ſ. w. find lediglich die Beſtimmungen der $$. 13. bis 18. 
incl. des Statuts der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft mit den durch die 
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Beſtimmungen der Artikel 220. ff. des Deutſchen Handelsgeſetzbuches gebotenen 5 0 


Modifikationen maaßgebend. 
§. 7. 


Die neuen Stammaktien Litt. B. werden nach dem anliegenden Schema A. 
unter der fakſimilirten Unterſchrift des Vorſitzenden und zweier Direktionsmit⸗ 
glieder der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft ausgefertigt, und zwar: 


a) die 46,610 Stuͤck von den Staaten garantirten Aktien à 100 Rthlr. 
auf weißem Papier, 


Se b) die 2500 Stud ungarantirten, von den Staͤdten Muͤhlhauſen und 
5 f Langenſalza uͤbernommenen Aktien à 200 Rthlr. auf rothem Papier. 


Jede Serie der Aktien erhaͤlt fortlaufende Nummern, Dividendenſcheine 

nach dem unter B. beigefuͤgten Muſter, ſowie Talons nach dem Muſter C. 
| Bezüglich des Aufgebots vernichteter, verlorener oder ſonſt abhanden ge- 
kommener Aktien greifen die Beſtimmungen des §. 22. des Statuts der 
Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft Platz. Ein Aufgebot von Dividendenſcheinen 


4 


iſt unzulaͤſſig. 
H. 8. 


Die Beſitzer der Stammaktien Litt. B. nehmen an dem Reinertrage des 
Stammunternehmens der Geſellſchaft und deſſen etwaigen kuͤnftigen Er⸗ 


Zweigbahn, beziehungsweiſe die von den Staaten Preußen und Gotha garan⸗ 
tirten Zinſen, nach den Beſtimmungen des Vertrages vom 12. Januar 1866, 
angewieſen. 5 
Die Seitens der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft im §. 9. sub 2. 
dieſes Vertrages uͤbernommene und mit dem Erloͤſchen der Zinsgarantie des 
5 Staates ebenfalls ihr Ende erreichende Verpflichtung, den achten Theil des 
i von ihr etwa zu leiſtenden Zinszuſchuſſes den Staaten zu erftatten, beſteht ledig: 
8 lich den Letzteren, nicht auch den Beſitzern der Stammaktien Litt. B. gegenuͤber. 
Die Gewinnantheil⸗Berechtigung des Staates und der alten Aftionaire 
der Thuringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft an dem Reinertrage der Zweigbahn tiber 
fuͤnf Prozent des Anlagekapitals dauert auch nach dem Erloͤſchen der Zins⸗ 


garantie des Staates und der daran geknuͤpften vorbezeichneten Verpflichtungen 


der Aktionaire des Stammunternehmens fort (efr. $$. 9. und 10. des qu. 
Vertrages). 5 

Nicht minder fließt waͤhrend einer etwaigen Staatsadminiſtration der 
Zweigbahn (okr. H. 15. des Vertrages) der Ueberſchuß des Reinertrages über 
fünf Prozent nach H. 9. des Vertrages antheilig den Stammaktien⸗Beſitzern 


aber auch nur biefe, ausſchließlich Anſpruch auf den bei der Liquidation ſich 
ergebenden vertheilungsfaͤhigen Erlös der Zweigbahn. 


9. g. 


weiterungen nicht Theil, ſind vielmehr lediglich auf den Reinertrag der neuen 


des Stammunternehmens der Geſellſchaft zu. Im Falle einer Aufloͤſung der 
Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft haben die Beſitzer der Stammaktien Likt. B., 


$.9. 


Jedem Beſitzer von Stammaktien Litt. B. zum Geſammt⸗Nominalwerth 
von mindeſtens 1000 Rthlrn. ſteht die Befugniß zu, an den Generalverſamm⸗ 
lungen der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft Theil zu nehmen. Ein Stimm⸗ 
recht darin auszuuͤben, iſt er dagegen nur in den nachſtehenden Faͤllen berechtigt: 


1) in ſolchen nach F. 29. Nr. 4. des Statutes der Generalverſammlung 
zur Entſcheidung vorgelegten Angelegenheiten, welche ausſchließlich die 
neue Zweigbahn betreffen; 


2) bei der nach H. 29. sub 2. des Statutes der Generalverſammlung vor⸗ 
behaltenen definitiven Entſcheidung über Rechnungserinnerungen, welche 
ſich auf die Rechnung der Zweigbahn beziehen; 


3) bei den Beſchluͤſſen uͤber die Anlage von Zweig- und Verbindungs⸗ 
bahnen (F. 31. sub 1.), welche in die Gotha=Xeinefelder Zweigbahn 
ſelbſt einmuͤnden ſollen; 


4) bei den Beſchluͤſſen uͤber die Aufnahme von Darlehen zu Laſten des 
neuen Zweigbahn-Unternehmens; 


5) bei den Beſchluͤſſen uͤber eine Ergaͤnzung oder Abaͤnderung dieſes jetzigen 
Statutennachtrags; 


6) bei Beſchluͤſſen uͤber Aufhebung ſolcher fruͤheren Generalverſammlungs⸗ 
Beſchluͤſſe, welche ebenfalls unter Zuziehung der Beſitzer der Stamm⸗ 
aktien Litt. B. gefaßt ſind. 


Bezuͤglich der Legitimation der Beſitzer der Aktien Litt. B. zur Theil⸗ 
nahme an den Generalverſammlungen, der Zaͤhlung und Feſtſtellung ihrer 
Stimmen und der hoͤchſten zulaͤſſigen Anzahl derſelben finden die Vorſchriften 
der HH. 26. bis 28. des Statutes Anwendung. 

Zur Feſtſtellung der Stimmberechtigung eines Aktionairs findet eine 
Zuſammenzaͤhlung der von ihm beſeſſenen Stammaktien Litt. A. und Litt. B. 
niemals ſtatt. 

Dagegen werden in den Faͤllen, in welchen die Beſitzer der Stammaktien 
Litt. B. überhaupt ſtimmberechtigt find, die Stimmen derſelben denen der Be⸗ 
ſitzer der Aktien Litt. A. zugezaͤhlt, um nach der Geſammtſumme gemäß H. 25. 
des Statutes fuͤr jede einzelne Abſtimmung die Anzahl der Stimmen der drei 
Staatsregierungen von Preußen, Sachſen⸗Weimar und Sachſen⸗Coburg⸗Gotha 
feſtzuſtellen. a 

H. 10. 


Fuͤr alle, die Angelegenheiten des neuen Unternehmens betreffende Ver⸗ 
handlungen treten dem nach $. 35. des Statutes konſtituirten Verwaltungs⸗ 
rathe noch drei, von den Staͤdten Muͤhlhauſen, Langenſalza und Gotha er⸗ 
waͤhlte Mitglieder hinzu, fuͤr welche der Nachweis eines Aktienbeſitzes nicht 
erforderlich iſt, welche ſich vielmehr lediglich durch Vollmacht ihrer ſtaͤdtiſchen 
Behoͤrden zu legitimiren haben. 

(Sr. 6391.) Er⸗ 
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Erforderlich ift der Beſchluß des fo vermehrten Verwaltungsrathes aus⸗ 
druͤcklich für folgende Falle: 
1) für die Feſtſtellung des von der Direktion zu entwerfenden Etats der 
Zweigbahn; 


2) für die Zuſtimmung zu den Bahn- und Transportgeld- Tarifen der 
Zweigbahn und deren Abaͤnderungen; i 


3) für die Feſtſtellung des Regulativs uͤber die zum Reſerve- und Er⸗ 
neuerungsfonds der Zweigbahn fließenden Jahresbetraͤge; 


4) uͤber die Entlaſſung der urſpruͤnglichen Zeichner der Stammaktien Litt. B. 
aus der perſoͤnlichen Verbindlichkeit; 


5) zur Begutachtung der nach $. 29. des Statutes dem Beſchluſſe der 
Generalverſammlung unterliegenden Gegenſtaͤnde, ſoweit ſie die Zweig⸗ 
bahn betreffen; 


6) zur Abnahme der von der Direktion zu legenden Bau⸗ und Betriebs⸗ 
rechnung der Zweigbahn und Ertheilung der Decharge; 


7) zur Zuſtimmung zur Anlegung eines zweiten Bahngeleiſes auf der 
Zweigbahn. 


Beſchlußfaͤhig iſt der vermehrte Verwaltungsrath, wenn mindeſtens 
acht Mitglieder ihre Stimmen abgeben; im Uebrigen finden auf ſeine Beſchluͤſſe 
die Beſtimmungen der $$. 40. 42. 43. und 44. des Statutes analog Anwendung. 


H. 11. 


Sowohl in der Direktion als in dem Kollegio des Verwaltungsrathes 
führt in allen, die Angelegenheiten der Zweigbahn ausſchließlich betreffenden 
Verhandlungen der von der Koͤniglich Preußiſchen Regierung fuͤr die Thuͤrin⸗ 
giſche Eiſenbahngeſellſchaft ernannte Staatskommiſſar und bei deſſen Behin⸗ 
derung der von der Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Regierung ernannte 

Staakskommiſſar den Vorſtitz. 
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Anlagen. 
A. 
Stamm-Aftie Litt. B. 
der 
Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
Serie „ 
uͤber 


N Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Aktie hat an die Kaſſe der de Eiſenbahngeſellſchaft 


. Thaler Preußiſch Kurant unter den Bedingungen und mit den 
a 1 und Pflichten, die in dem landesherrlich Königlich Preußiſcher Seits 
00 „Großherzoglich Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenachiſcher Seits 
an RR, „ und Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſcher Seits 
0 beſtaͤtigten Nachtrage zum Statute der Thuͤringiſchen 
Eſſenbahngeſelſchaft feſtgeſtellt ſind, baar eingezahlt. 
Erfürt, ü 18. 
Die Direktion der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
kſimilirte Unt t dreier Mitglieder, 
RS) ul 


Kontraſignirt. 
; Eingetragen im Regiſter Fol... .. 


(Nr. 6391.) B. 
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Stamm ⸗Aktie Litt. B. % 
Dividendenſchein Serie ....... „„ 


gun; 
nd 


Inhaber dieſes Scheines erhalt gegen deſſen Rückgabe aus der 
Kaſſe der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft denjenigen Betrag aus⸗ 
gezahlt, welcher nach Maaßgabe des Statuten⸗ Nachtrages vom . ten 
. 18.. auf die Aktie Litt. B. . . fuͤr das Verwal⸗ 
tungsjahr ..... entfällt, und der nebft der Verfallzeit von der Direktion 
ſtatutenmaͤßig bekannt gemacht wird. 
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Erft, t: 18. 
Die Direktion der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
Te r (wie Anlage A.) 
O. 
Talon 
zu der 


Stamm⸗Aktie Litt. B. der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
A 


9 


Der Prafentant dieſes Talons Serie M erhält gegen Ab⸗ 
lieferung deſſelben ohne weitere Pruͤfung ſeiner Legitimation die fuͤr die vor⸗ 
ſtehend bezeichnete Stammaktie neu auszufertigenden Dividendenſcheine fuͤr die 


C „ fofern dagegen Seitens des als ſolchen legitimirten 


Inhabers der Aktie bei der Direktion der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
vorher kein ſchriftlicher Widerſpruch emgegangen iſt. 


/ NET 
Die Direktion der Shiningien Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) (wie Anlage A.) 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gebruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchbruckerei 
(R. v. Decker). 


A 
1 


